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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Mai 1958 

6 — 64403 — 2617 58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 
Gesetzes ül)er die Einschränkung der Ver- 
wendung von Maschinen in der Zigarren- 
industrie 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Ilecjer 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Gesetzes über die Einschränkung der 
Verwendung von Maschinen in der Zigarrenindustrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Einschränkung der Verwen- 
dung von Maschinen in der Zigarremndustrie vom 
15. Juli 1933 (Reichsgesetzbl, I S. 493) in der Fas- 
sung der Verordnung zur Änderung des Gesetzes 
über die Einschränkung der Verwendung von Ma- 
schinen in der Zigarrenindustrie vom 26. Januar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 348) sowie die auf Grund 
des Gesetzes erlassenen Durchführungsverordnun- 


gen vom 28. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 565) und 
vom 5. August 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 571) wer- 
den aufgehoben. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1958 in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz über die Einschränkung der Verwen- , 
düng von Maschinen in der Zigarrenindustrie ^ 
wurde im Jahre 1933 mit Rücksicht auf die beson- * 
deren Verhältnisse in der Zigarrenindustrie wegen , 
der damals herrschenden Arbeitslosigkeit erlassen. 
Die Voraussetzungen, die seinerzeit zu der gesetz- | 
liehen Regelung führten, bestehen heute nicht mehr. ; 
Die wirtschaftliche Entwicklung während der letzten ' 
Jahre verstärkte den Mangel an Facharbeitern und | 
förderte dadurch die Mechanisierung in der Zigar- 
renindustrie. Trotzdem bestand an der Aufrecht- 
erhaltung des Gesetzes ein wirtschaftliches In- 
teresse, weil es als Rechtsgrundlage diente, Abga- 
ben zum teilweisen Ausgleich der Kostendifferenz 
zwischen bestimmter maschinengefertigter Ware 
und handgefertigter Ware der Zigarrenherstellung 
zu erheben (§ 7 Abs. 2 Satz 2). Diese Abgaben ha- 
ben eine echte wirtschaftliche Bedeutung nur im ' 


Zusammenhang mit der dem gleichen Zweck die- 
nenden, jedoch ein wesentlich höheres Aufkommen 
erbringenden Preisausgleichsabgabe auf Grund der 
Verordnung PR Nr. 18/53 über einen Preisausgleich 
für Zigarren vom 16. Juni 1953 (BAnz. Nr. 114) und 
der Verordnung PR Nr. 9/57 zur Durchführung und 
über das Außerkrafttreten der Verordnung PR 
Nr. 18/53 über einen Preisausgleich für Zigarren 
vom 24. Mai 1957 (BAnz. Nr. 104). Da diese Ver- 
ordnungen am 30. Juni 1958 außer Kraft treten 
(vgl. § 10 Abs. 2 der VO PR Nr. 9/57 vom 24. Mai 
1957), wird die Aufhebung des Gesetzes zum 1. Juli 
1958 vorgeschlagen. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit zur Aufhebung des 
nach Artikel 125 in Verbindung mit Artikel 74 
Nr. 11 GG Bundesrecht gewordenen Gesetzes er- 
gibt sich aus Artikel 74 Nr. 11 GG. 
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